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B E S C H L U S S  

 

In der Beschwerdesache 

 

 

… 

 

 

 

betreffend die Patentanmeldung 10 2007 007 779.5 

 

hat der 11. Senat (Technischer Beschwerdesenat) des Bundespatentgerichts in 

der Sitzung vom 13. Oktober 2014 unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richters 

Dr.-Ing. Höchst sowie der Richter v. Zglinitzki, Dipl.-Ing. (Univ.) Fetterroll und 

Dipl.-Ing. Wiegele 

 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 
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G r ü n d e  

 

I. 

 

Die Patentanmeldung mit der Bezeichnung 

 

"Verfahren zum Vorwärmen eines Dieselmotors bei gleichzeitigem Vorheizen ei-

nes Oxidationskatalysators, sowie zur Regenerierung eines Partikelfilters und ei-

nes NOx-Speicherkatalysators" 

 

ist am 16. Februar 2007 als Zusatz zur Hauptanmeldung 10 2006 051 805.5 ein-

gereicht worden. Nachdem das Verfahren zur Hauptanmeldung beendet worden 

ist, hat der Anmelder mit Schriftsatz vom 1. Juni 2008 die Umwandlung der Pa-

tentanmeldung in eine selbständige Anmeldung vorgenommen. 

 

Die Prüfungsstelle für Klasse F01N des Deutschen Patent- und Markenamts hat 

die Patentanmeldung durch Beschluss vom 13. Oktober 2008 unter Verweis auf 

den Bescheid vom 8. April 2008 mit der Begründung zurückgewiesen, das in Pa-

tentanspruch 1 definierte Verfahren sei in der Anmeldung nicht so deutlich und 

vollständig offenbart, dass ein Fachmann es ausführen könne. 

 

Gegen den Zurückweisungsbeschluss richtet sich die Beschwerde des Anmelders. 

In seinem Beschwerdeschriftsatz führt der Anmelder aus, in seiner Anmeldung 

seien erfindungsgemäße Merkmale aufgezeigt und beschrieben, die in einer da-

rauffolgenden Zusatzanmeldung im Oberbegriff enthalten seien und die ergänzt 

durch erfindungsgemäße Merkmale der Zusatzanmeldung 10 2007 034 185.9 vo-

raussichtlich ein brauchbares Ausführungsbeispiel ergäben. Die (zurückgewie-

sene) Anmeldung könne, wenn auch noch unausgereift, als Hauptanmeldung bzw. 

Basis der darauffolgen Zusatzanmeldung (10 2007 034 185.9) in Betracht gezo-

gen werden. 
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Konkludent beantragt der Beschwerdeführer, 

 

den angefochtenen Beschluss der Prüfungsstelle für Klasse F01N 

aufzuheben und das Patent mit den ursprünglich eingereichten 

Unterlagen zu erteilen. 

 

Der Senat hat den Beschwerdeführer in dem Zwischenbescheid vom 

19. September 2014 noch einmal auf die mangelnde Ausführbarkeit des bean-

spruchten Verfahrens hingewiesen. Zur Frage der Ausführbarkeit hat sich der Be-

schwerdeführer in seinem Schriftsatz vom 23. September 2014 nicht geäußert. Er 

hat lediglich angegeben, dass er „gegen eine Zurückweisung der Anmeldung kei-

nen Einspruch erhebe“. 

 

Zum Wortlaut der Patentansprüche und zu den weiteren Einzelheiten wird auf die 

Amts- und Gerichtsakten verwiesen. 

 

II. 

 

Die Beschwerde ist rechtswirksam eingelegt worden. Die zulässige Beschwerde 

ist aber nicht begründet.  

 

Die Überprüfung des angefochtenen Beschlusses im Rahmen des Beschwerde-

verfahrens hat ergeben, dass die Prüfungsstelle die Anmeldung zu Recht wider-

rufen hat. 

 

Nachdem die Zusatzanmeldung in eine selbständige Anmeldung umgewandelt 

worden ist, konnte die Prüfungsstelle in der Sache entscheiden. 

 

Die Erfindung ist in den Unterlagen nicht so deutlich und vollständig offenbart, 

dass ein Fachmann sie ausführen kann (Verstoß gegen § 34 Abs. 4 PatG). 
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Dies ist im Prüfungsbescheid der Prüfungsstelle vom 8. April 2008 sowie im Zwi-

schenbescheid des Senats vom 19. September 2014 bereits ausführlich und zu-

treffend begründet worden, so dass darauf vollinhaltlich Bezug genommen wird, 

um unnötige Wiederholungen zu vermeiden. Weitere Ausführungen erübrigen 

sich, weil der Beschwerdeführer nicht hat erkennen lassen, ob oder inwiefern er 

den Darlegungen entgegentreten möchte und in welcher tatsächlichen oder recht-

lichen Hinsicht der angefochtene Beschluss für fehlerhaft gehalten wird. 

 

III. 

 

Rechtsmittelbelehrung 

 
Dieser Beschluss kann mit der Rechtsbeschwerde nur dann angefochten werden, 

wenn einer der in § 100 Absatz 3 PatG aufgeführten Mängel des Verfahrens ge-

rügt wird. Die Rechtsbeschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung die-

ses Beschlusses beim Bundesgerichtshof, Herrenstraße 45 a, 76133 Karlsruhe, 

durch einen beim Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt als Bevollmäch-

tigten schriftlich einzulegen. 
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